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Grundlagen der Schulrechtslehre in der 
Herbartſchen Pädagogik. 
Dr. Kurt Riedel, Dresden. 
II. Die Schulrechtslehre der Berbartianer. 
7. Ernſt Barth (1831-1904). 

„Es gibt in der Welt eine große Dreizahl, ſie heißt: 
Staat, Schule und Kirche. Wohlan, in der Familie find fie 
vereinigt. Ihr Haupt iſt Chriſtus.“ Dieſe Sätze ſind nach In⸗ 
halt und Form kennzeichnend für den Beitrag, den der Her⸗ 
bartianer Ernſt Barth in feinem Buche „Die Reform der 
Geſellſchaft durch Neubelebung des Gemeindeweſens in Staat, 
Schule und Kirche‘ (Leipzig 1886) zur Schulrechtslehre ge⸗ 
liefert hat. Er bezeichnet das Werk als die Suſammenfaſ⸗ 
ſung von Aufſätzen, die er in ſeiner Seitſchrift „Erziehungs⸗ 
ſchule, Seitſchrift für Reform der Jugenderziehung in Schule 
und Haus“ (fie erſchien von 1880—87) versffenklicht hatte.“) 

Der erſte Teil des Buches, „Irrgänge“ überſchrieben, 
iſt als mittelmäßige Zeitkritik ohne Bedeutung für die Schul- 
rechtsfrage. Im zweiten Teile, der Wege zur Geſellſchaftser⸗ 
nenerung zeigen ſoll, geht Barth von dem Satze aus: „Wir 
müſſen zurückkehren zur alten apoſtoliſchen Chriſtengemeinde.“ 
(S. 80.) Als zeitgemäßes Vorbild bezeichnet er die Herrn⸗ 
huter Brüdergemeinde. Es ſchweben ihm auch genoſſenſchaft⸗ 
liche Lebensformen der mittelalterlichen Städte vor. 5 

Er denkt an kleine „Sozialgemeinden“ gleichen Bekennt⸗ 
niſſes auf familienrechtlicher Grundlage, die womöglich auch 
als „Erziehungsgemeinden‘ Rechtsträger des Schulweſens fein 
ſollten. 

Die Erziehungsgemeinde ſoll das Kind von Geburt an 
bis zum zwanzigſten Jahre betreuen. In ihr ſollen Staat und 
Kirche vertreten ſein. Die Frauen will er beſonders bei der 
öffentlichen Kleinkindererziehung und bei der weiblichen Er- 
ziehung maßgebend beteiligt wiſſen. Wie Platon ſchlägt Barth 
gemeinſame Erziehung der drei⸗ bis ſechsjährigen Kinder vor. 
Der Kindergarten wird als ein notwendiges Glied der Ein- 
richtungen der Erziehmungsgemeinde bezeichnet. 

Das Schulhaus für die Kinder vom 6. bis 14. Lebens⸗ 
jahre iſt räumlicher Ausdruck der Einheit der Erziehungs- 
gemeinde. „Aus demſelben führen zu ebener Erde mehrere 
Türen auf den in unmittelbarer Nähe befindlichen Spiel- und 
Turnplatz, deſſen eine Seite von einer Turnhalle und daran 
ſtoßenden Werkſtatt, ſowie von dem Gelaß des Kinder- 
gartens begrenzt iſt. An der gegenüberliegenden Seite ziehen 
ſich die Wohnungen des Hauptlehrers und der übrigen Leh⸗ 
rer hin. An der dem Schulhauſe gegenüberliegenden Seite 
öffnet ſich der Blick nach einem geräumigen Obft- und Ge⸗ 
müſegarten. Ein nicht zu langer Weg führt nach dem außer⸗ 
halb der Schulräume liegenden größeren Spielplatz, in deſſen 
Nähe ſich noch ein Stück Ackerland ſowie ein paſſender Bade- 
platz befindet.“ N 

Ein wichtiges Erfordernis für die neue Schule ſei der 
Betſaal, in dem die Angehörigen der ganzen Schule, d. h. 
die Söglinge, die Celrer mit ihren Frauen, die Gemeinde- 
vertreter uſw. Platz zum Sitzen haben. 


) Die von Barth 1865 in Leipzig 
noch heute als „Barth's Erziehungsſchule“. 
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gegründete Schule beſteht 


Der Schulvorſtand ſoll beſtehen aus dem Vorſteher der 
Sozialgemeinde (d. i. der bürgerlichen Gemeinde), dem Orts⸗ 
prediger, dem Hauptlehrer und aus einer Anzahl von männ⸗ 
lichen und weiblichen Mitgliedern der Erzielſungsgemeinde, 
die von den Familien unmittelbar zu wählen ſind. Im Schul⸗ 
vorſtande findet alſo die Verbindung von Schule und Fa⸗ 
milie, von Schule und Kirche, von Schule und Staat ihren 
Ausdruck. Das Schulſchöffengericht, eine Abteilung des 
Schulvorſtandes, entſcheidet über ſtraffällige Vergehen von 
Schulkindern. 

Der Schulvorſtand ſtellt die Cehrer an, aber nur ſolche, 
die ſowohl vom Staat als auch von der Kirche anerkannt find, 
Damit das Lehrerkollegium religiös einheitlich bleibe, ſoll 
dem Hauptlehrer bei der Beſetzung der Stellen das entſchei⸗ 
dende Wort vorbehalten ſein. Die Glieder des Lehrkörpers 
ſollen nahe beieinander wohnen, lebhaften Verkehr pflegen 
und vollen Anteil am Gemeinſchaftsleben der Schule nehmen, 
deſſen Mittelpunkt Jeſus Chriſtus ſein ſoll. 

Bei der Erörterung des Schulgemeinſchaftslebens ſtützt ſich 
Barth auf Scheibert, bei der Ausgeſtaltung des Unter⸗ 
richts auf Beyers Schrift: Die Naturwiſſenſchaften in der 
Erziehungsſchule. 

Vom 12. Lebensjahre an ſoll der Schüler im Hinblick auf 
ſeinen künftigen Beruf ausgebildet werden. Die Jünglinge 
vom 18.—20. Lebensjahre follen im Rahmen der Erziehungs- 
gemeinde zur Teilnahme an militäriſchen Uebungen verpflichtet 


ſein. 

In Anlehnung an Dörpfeld zeichnet Barth mit wenigen 
Strichen den Aufbau der Provinzialſchulgemeinde, in deren 
Gebiet vor allem das obere Schulweſen (Gymnaſien, Real» 
ſchulen u. a.) aufzubauen ſei, dabei ſoll wie beim Volks⸗ 
ſchulweſen ein begrenzter Einfluß des Staates nicht ausge> 
ſchloſſen fein. Ueber den Provinzialſchulſynoden ſoll ſich die 
Landesſchulſpnode bzw. die Beichsſchulſynode erheben. 

Für jede konfeſſionelle Minderheit ſoll ein beſonderes 
Schulweſen ausgebaut werden, und zwar fo, daß die Er⸗ 
ziehungsſteuer der daran beteiligten Familien nicht größer ſein 
ſoll als die der Angehörigen des Mehrheitsbekenntniſſes in 
der Provinz oder im Cande. 

Nur bei den Fachſchulen ſoll die bekenntnismäßige Gliede⸗ 
rung wegfallen, weil bei deren Schülern die religiöſe Er⸗ 
ziehung als abgeſchloſſen betrachtet werden könne. 

Kinder vom Cande, die eine provinziale Schulanſtalt De» 
ſuchen, ſollen nicht bei beliebigen Familien untergebracht wer» 
den, ſondern in Heimen der Provinzialſchulgemeinde. Das 
gilt auch für Schüler der Fackſchulen, auch hier ſollen die 
Beime bekenntnismäßige Abteilungen haben. 

Uebrigens ſollen die Fachſchulen von einem Kuratorium 
rerwaltet werden, das aus Fachleuten und Vertretern der 
Bekenntniſſe zuſammengeſetzt iſt. 

„Wie die Sinzelgemeinde für den Untergrund des Er⸗ 
ziehungswerkes, wie die Provinzialgemeinde für den Mittels 
bau desſelben zu ſorgen hat, ſo iſt es die Pflicht der durch 
Schule und Virchenſynode beratenen Staatsgewalt, dem 
Ganzen auch die richtige Spitze zu geben und die oberſten 
Erziehungsanſtalten des Landes ſo zu geſtalten, daß von ihnen 
aus immer neue Antriebe ins Leben der Geſellſchaft übergehen 
und dieſe damit ſtets von neuem verjüngt werde.“ (S. 158.) 

Nach Barths Dorfchlag zur Geſelſſchaftserneuerung ſollen 
bürgerliche, Kirchen⸗ und Erzielhungsgemeinde je ihre eigen⸗ 
ſtändige Selbſtverwaltung haben, aber gegenſeit'g aufeinander 
abgeſtimmt fein. So wie nur Lehrer vom Schulvorſtande ange» 
ſtellt werden dürften, die ſtaatlich und kirchlich anerkannt 
lind, fo ſoll kein Bürger in die Provinzialvertretung gewählt 
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werden und in die Staatsleitung eintreten können, der dem 
Glaubensverbande nicht genehm ſei. „Selbſtverſtändlich kann 
ningekehrt nur ein ſolches Mitglied der Erziehungs⸗ und 
Kirchengemeinde, ſowie der Schul» und Kirchenſynode fein, es 
kann nur derjenige an einer Kirche eine offizielle Stellung be» 
gleiten, der ſich der ſtaatlichen Sanktion zu erfreuen hat.“ 
Auch aus den „autonomen Kreifen‘ des Handels und Ver- 
kehrs, der Induſtrie und Candwirtſchaft, der Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft ſollen Vertreter in die Provinzial» und Landesleitung 


gewählt werden. Wenn auch dieſe Vertreter immer „im Beſitze 


der ſtaatlichen und kirchlichen Miſſive“ ſind, ſo werde ſelbſt 
ein räumlich weit ausgedehntes Staatsweſen im Geiſte der 
„beſeelten Geſellſchaft“ (Herbart) ſich weiter entwickeln. „Vor 
allem werden fich die zufammengehörigen Berufskreiſe ſo vi» 
ganiſieren, daß ſie ihre Standesintereſſen im Verhältnis zum 
Ganzen der geſellſchaftlichen Zwecke ſelbſtändig erörtern und 
fördern, und daß fie ſomit der allgemeinen politiſchen Par⸗ 
teien entraten können, welche jetzt ſchon niemandem Befrie⸗ 
digung gewähren und auf die Länge der Seit der Uulturge— 
ſellſchaft gefährlich werden müſſen.“ (S. 160.) 

Solche Gefahr witterte Barth vor allem in der „zu 
immer größerer Macht anwachſenden Sozialdemokratie“, dieſer 
„frechen, wahnwitzigen Ausgeburt des irregeleittten Menſchen⸗ 
verſtandes“ (S. 54). Auch hierin gleicht er ſeinem Vorgänger 
Dörpfeld. 

Die Forderung, Schule und Kirche, ſowie Staat und Kirche 
zu trennen, erſchien Barth geradezu widerſinnig. „Swar 
wollen auch wir, daß die Kirche ſich ſelbſt regiere und in Unab— 
hängigkeit vom Staate erhalten ſoll. Ja wir verlangen, daß 
eine gleiche Unabhängigkeit auch dem Staate der Kirche gegen- 
über zugeſprochen werden muß. Aber bei aller Selbſtändig⸗ 
keit dieſer Kreiſe ſoll doch nicht geſagt ſein, daß es in einem 
Staate etwa eine vaterlandlofe Kirche geben könne, vielleicht 
eine folche, wie fie gegenwärtig der vatikaniſch⸗katholiſchen 
Kirche zum Vorwurfe gemacht wird.“ 

Barth wußte, daß die Verwirklichung feines Vorſchlags zur 
Geſellſchaftserneuerung von einer tiefgreifenden Gemeinſchaf's⸗ 
erziehung der Jugend abhängig ſei, und daß die Umwandlung 
mehrere Menſchenalter in Anſpruch nähme. 

Befreit von der romantiſchen Vorſtellung chriſtlicher Ge⸗ 
meinweſen, entſpräche Barths kultur- und berufsſtändiſch ge⸗ 
dachter Geſellſchaftsbau faſt dem „Urbild der Menſchheit“, das 
Karl Ehrijtian Friedrich Krauſe entworfen hat. Merkwür⸗ 
digerweiſe läßt ſich in Barths Buch kein Hinweis auf Kraufe 
oder deſſen Schüler Ahrens finden. Deutlicher ſind die An⸗ 
klänge an Herbarts Lehre von den fünf praktiſchen Ideen 
(vergl. Blätter für Schulrecht, 1926, S. 54). 

Don den Berbartianern, die im Rahmen unſrer Unter» 
ſuchung zu behandeln find, hebt ſich Ernſt Barth dadurch 
ab, daß er in ſeinem ſchulrechtlichen Denken von einem ausge⸗ 
ſprochen kirchlichen Schulbegriff ausgeht. Der Unter- 
richt habe in allen Erziehungsſchulen die Aufgabe, den Ge⸗ 
dankenkreis ſo zu geſtalten, daß „das in Chriſto verkörperte 
fittlichereligiöfe Ideal ein Gegenſtand lebhaften Strebens 
werde. (S. 114.) 

Achnliche Anfichten wie Ernſt Barth vertrat der evange⸗ 
liſche Geiſtliche Rolle in dem Aufſatz „Die Selbſtändigkeit 
der Schule inmitten von Staat und Kirche” (in den „Pädago⸗ 
giſchen Studien“, herausg. von Wilhelm Rein, 1889). 

Wenn in der Proteſtantiſchen Kirchenzeitung für das evan⸗ 
geliſche Deutſchland Barths Schrift mit Peſtalozzis Lienhard 
und Gertrud und mit Platons Staat verglichen wurde, ſo iſt 


das allerdings als eine Entgleiſung des Beurteilers zu betrachten. 


J. Trüper nannte Barths Schrift einen „höchſt beachtens» 
werten Beitrag“ (ſ. Die Familienrechte. 1892, S. 81). Trüper 
fah darin eine Ergänzung der Herbart⸗Sillerſchen Lehre nadı 
der geſellſchaftswiſſenſchaftlichen Seite hin. 

Dom pädagogiſchen Standpunkt aus muß Barths Dar⸗ 
ſtellung der Schulverfaſſungsgrundſätze als unzulänglich be⸗ 
zeichnet werden, weil er die Selbſtändigkeit der Schule nicht 
auf die Eigengeſetzlichkeit der pädagogiſchen Idee gründet. 


Wohlerworbene Beamtenrechte? 


Die für die geſamte Beamtenſchaft wichtige ſtaats⸗ 
und verfaſſungsrechtliche Frage, ob Gehaltskürzungen durch 
einfaches Geſetz möglich ſind oder ob ſie dem Artikel 129 
Abſ. 1 widerſprechen, der die Unverletzlichkeit der „wohl⸗ 
erworbenen“ Beamtenrechte als aktuelles Recht feſtlegt — 
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eine Frage, die auch die nach der Rechtsgültigkeit der 
Notverordnungen vom I. Dezember 1950 und vom 5. Juni 
1951 in ſich ſchließt —, iſt durch das Urteil des Beichs⸗ 
gerichts vom 10. Juli 1951 entſchieden worden. Es hatte 
zu entſcheiden, ob die in die Beſoldungsgeſetze des Reiches 
und der meiſten Länder — es handelte ſich hier um 
Oldenburg — aufgenommene DVorbehaltsklauſel, die eine 
Aenderung der Beamtengehälter durch einfaches Geſetz vor— 
ſieht, rechtsgültig iſt. Das Reichsgericht hat dieſe Frage 
bejaht und in der Begründung des Urteils u. a. folgendes 
ausgeführt: „Die Reichsverfaſſung will die „wohlerworbenen 
Rechte ſchützen; welche Rechte aber im Sinne der Reichs» 
verfaſſung wohlerworben find, muß den Geſetzen entnommen 
werden, welche dieſe Rechte begründet haben. Werden 
3. B. vom Geſetz Beamtenbezüge nur widerruflich oder auf 
beſtimmte Seit gewährt, ſo werden ſie nur mit dieſer Be— 
ſchränkung erworben; ſie fallen weg mit dem Widerruf 
oder mit dem Ablauf der beſtimmten Seit. In gleicher 
Weiſe — entgegen einer verbreiteten Meinung — iſt der 
Fall zu beurteilen, daß Bezüge durch Geſetze mit dem 
Vorbehalt der Aenderung durch einfache Geſetze gewährt 


werden. Das Recht auf fie wird nur mit dieſer ihm inne- 


wohnenden Beſchränkung, nicht unabhängig von ihr, erworben. 
Die auf dem vorbehaltenen Wege erfolgte Aenderung, ins⸗ 
beſondere Herabſetzung der Bezüge, verletzt daher nicht wohl— 
erworbene Rechte. 

Gewiſſe Grenzen müſſen allerdings gerade im Sinne 
der Reichsverfaſſung anerkannt werden, und es muß eine 
andere rechtliche Beurteilung Platz greifen, wenn der ge— 
ſetzliche Vorbehalt auch die Ermächtigung zu einer Herab— 
ſetzung der Art und des Umfanges geben ſoll, daß damit 
die weſentlichſten Grundlagen des Berufsbeamtentums, deſſen 
Fortbeſtand Artikel 129 verfaſſungsmäßig ſichern ſoll, ſein 
Aufbau, die ganze Stellung des Beamten, im beſonderen 
auch die dauernde Gewährung eines ftandesgemäßen Unter» 
halts, berührt werden. 

Da die Beſtimmung des Oldenburgiſchen Geſetzes von 
1928 eine Minderung über die Grenzen des verfaffungs- 
mäßig zuläſſigen nicht bringt, wird ſie durch den inſoweit 
wirkſamen Vorbehalt des Geſetzes von 1920 gedeckt. Die 
Klageanfprüche ſind daher unbegründet, und es iſt das 
Abweiſungsurteil erſter Inſtanz wieder herzuſtellen.“ 

Damit iſt der Streit der Meinungen über die Rechts- 
gültigkeit der Notverordnungen zunächſt entfchieden worden, 
darüber hinaus hat die Entſcheidung auch für die Aus» 
legung des Begriffs der wohlerworbenen Beamtenrechte 
Bedeutung, um die ein langer Streit geht. Er begann bereits 
im Jahre 1920, als Preußen das Geſetz über die Ein» 
führung einer Altersgrenze (vom 15. Dezember 1920) ver- 
abſchiedete. Das Reichsgericht ſtellte ſich damals ſchon auf 
den von juriſtiſchen Kreifen ſtark beſtrittenen Standpunkt, 
daß es zuläſſig ſei, geſetzlich auf Grund allgemeiner Lebens- 
erfahrung „eine geſetzliche Vermutung“ aufzuſtellen, daß 
alle Beamten in einem beſtimmten Lebensalter dienſtunfähig 
würden. Dieſe Auffaſſung iſt mit dem Hinweis angegriffen 
worden, daß Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 RV. jedem Beamten 
ein Individnalrecht gebe und daher jeder Fall individuell, 
nicht nach Durchſchnittserfahrungen beurteilt werden müſſe. 
Der Streit lebte erneut und ſtärker auf, als die Frage 
aktuell wurde, ob auch die geſetzlich bewilligten Gehalts- 
bezüge zu den beſonders geſchützten wohlerworbenen Be— 
amtenrechten gehören. Das Danziger Gbergericht kam im 
Urteil vom 25. September 1928 zu dem Ergebnis, daß die 
Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Beamtenrechte (RD. 
Art. 129, Danziger Verf. Art. 92) die Herabminderung 
der geſetzlich feſtgelegten Bezüge durch einfaches Geſetz un⸗ 
möglich mache. Dieſer Standpunkt wurde auch in der 
juriſtiſchen Literatur feſtgehalten und iſt zum Teil energiſch 
vertreten worden (Broſchüre des Danziger Beamtenbundes 
mit Gutachten von Triepel, Damme, Loening, Lobe, Kitten, 
Brand, Poetzſch-Heffter, Mügel; vergl. Bl. f. Schulrecht, 
50. Ig., 1929, 5. 42 u. S. 24). Das Urteil des Reichs⸗ 
finanzhofes vom 25. März 1951 jedoch kam zu einem 
andern Ergebnis, und damit trat in der ganzen Frage eine 
Wendung ein, die durch das Urteil des Reichsgerichts vom 
10. Juli nunmehr „endgültig“ deutlich gemacht worden iſt. 
Auch damit kann jedoch die Erörterung der Frage nach dem 
Inhalt des Verfaſſungsbegriffs nicht abgeſchloſſen ſein, nach⸗ 
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dem fie, gerade durch das Urteil des Neichsfinanzhofs 
veranlaßt, vor kurzem recht lebhafte Formen angenommen 
hatte. Die beiden Standpunkte, die in der Erörterung ein⸗ 
genommen wurden, mögen darum noch eine nachträgliche 
kurze Kennzeichnung finden. Insbeſondere verdienen drei 
Deröffentlichungen Beachtung, die kritiſchen Stellungnahmen 
zur Entſcheidung des Reichsfinanzhofs von Dr. Wintrich 
im „Beamtenbund“ 1931, Beilage zu Nr. 55, und von 
dem früheren Präſidenten des Reichsfinanzhofs, Jahn, 
im „Reichsverwaltungsblatt und Preuß. Verwaltungsblatt 
1931, 25 einerſeits, und die im ganzen der Entſcheidung 
zuſtimmenden Ausführungen von Prof. Dr. Carl Schmitt, 
Berlin, in der „Deutſchen Juriſten⸗Seitung“ 1951, 14 ans 
dererſeits. Da die Ausführungen von Dr. Wintrich im 
„Beamtenbund“ bekannter geworden ſind, mag hier nur 
das Weſentlichſte aus der Abhandlung Jahns feſtgehalten 
fein. Jahn, der die Gehaltskürzungen nach der Notver- 
ordnung vom 1. Dezember 1950 an ſich für rechtsgültig 
hält, weil er die durch das Beſoldungsgeſetz vom 26. De⸗ 
zember 1927 gewährten Erhöhungen infolge des 8 59 
dieſes Geſetzes als nur bedingt bewilligt anſieht, hat ſich 
bereits im „Deutſchen Steuerblatt“ (1951, Spalte 295) 
mit der Begründung des Vorbeſcheides auseinander- 
geſetzt; er bezeichnet die darin vertretene Auffaſſung, daß 
Art. 129 Abſ. 1 Satz 5 R. nur eine Gehaltskürzung unter 
denjenigen Betrag verbiete, der den Beamten zur ſtandes— 
gemäßen Lebensführung unentbehrlich ſei, als rechtlich un⸗ 
haltbar. Da das Urteil eine teilweiſe andere Begründung 
erhielt als der Vorbeſcheid, unterzieht er dieſe im „Beichs⸗ 
verwaltungsblatt und Preuß. Verwaltungsblatt“, Band 52, 
Nr. 25, S. 481, erneut einer eingehenden Kritik und macht 
dabei u. a. folgende Ausführungen: 


„Dieſe Begründung zerfällt in zwei Teile. Im erſten 
wird die Anſicht vertreten, daß Art. 129 Abſ. 1 Satz 5 nur 
ſolche ſubjektiven Rechte der Beamten unter ſeinen Schutz 
ſtellt, die dem Beamtenverhältnis weſentlich ſind und deren 
Verletzung die Grundlagen des Berufsbeamtentums er— 
ſchüttern würden; dazu gehöre der Fortbezug des einmal 
bewilligten Gehaltes nicht, ſondern nur die Gewährung 
eines ſtandesgemäßen Unterhalts; eine allgemein gleichmäßige 
Kürzung der Gehälter, die letztere nicht gefährde, erſcheine 
demnach nicht verfaſſungswidrig. Der zweite Teil unterſtellt 
die Richtigkeit der Anſicht, daß Art. 129 Abſ. 1 Satz 2 
grundſätzlich der Beamtenſchaft für einmal feſtgeſetzte Bezüge 
den Derfaffungsfchuß gewährleiſte. Aber auch dann, fo 
führt das Urteil wie der Vorbeſcheid aus, finden die Be⸗ 
amtenrechte in den Pflichten der Beamtenſchaft ihre Grenze, 
und zu dieſen Pflichten gehöre es, wenn die Staats⸗ 
notwendigkeit es erfordere, ſich die Kürzung bis auf den 
Betrag ihres ſtandesgemäßen Unterhalts gefallen zu 
laſſen. 


Dieſen letzteren Teil halte ich für völlig unhaltbar. 
Ich habe das im Deutſchen Steuerblatt ſchon dargelegt, 
und das Urteil des Neichsfinanzhofs enthält kein Wort, 
was meine Ausführungen entkräften könnte. Ich kann mich 
deshalb hier kurz faſſen. Wenn die Verfaſſung das Recht 
des Beamten auf Fortbezug des ihm einmal bewilligten 
Gehalts unter ſeinen beſonderen Schutz ſtellt, ſo iſt es ein 
vollſtändiger Widerſpruch, eine Pflicht zu konſtruieren, ſich 
ohne weiteres eine Kürzung gefallen zu laſſen. Das iſt 
ja gerade das Weſen des verfaſſung-mäßigen Schutzes, 
daß dieſe Kürzung nicht durch ein einfaches Geſetz erfolgen 
darf. Gewiß iſt damit eine Kürzung nicht ausgeſchloſſen, aber 
ob Anlaß hierfür vorliegt, das zu prüfen, hat die Ver⸗ 
faffung den Gerichten wie der Verwaltung entzogen und 
allein den geſetzgebenden Körperfchaften vorbehalten; ja 
ſogar hat ſie die Frage für eine ſo wichtige angeſehen, daß 
im bejahenden Sinne darüber nur eine qualifizierte Mehr⸗ 
heit entſcheiden darf. Insbeſondere iſt auch, wie ich ſchon 
in meinem früheren Aufſatze dargelegt habe und worauf ich 
ſpäter noch zurückkommen werde, die Aufgabe, die vom 
Reichsfinanzhof den Gerichten zugewieſen wird, darüber zu 
wachen, daß die Beamtengehälter nicht hinter dem ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt zurückbleiben, eine für ſie völlig un⸗ 
lösbare, weil die Frage, ob dieſes der Fall iſt, lediglich von 
dem politiſchen Ermeſſen abhängt. Ob die Staatsnotwendig⸗ 
keit eine Kürzung gebietet, kann allein der Geſetzgeber ent⸗ 
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ſcheiden, nicht die Gerichte. Die Grenzen, die zwiſchen den 
Aufgaben der Geſetzgebung, der Verwaltung und der Recht- 
ſprechung gezogen ſind und beſtehen bleiben müſſen, werden 
auf das empfindlichſte verletzt. Die Rechtſprechung darf 
nicht Entſcheidungen an ſich ziehen, die nur der Geſetzgeber 
treffen kann.“ 

In bezug auf den erſten Teil der Begründung des 
Urteils ſtimmt Jahn dem Satze zu: Hätte der Begriff der 
wohlerworbenen Beamtenrechte, als er in die Reichsver⸗ 
faſſung Eingang fand, in der Rechtslehre feſtgeſtanden, fo 
müßte angenommen werden, daß die AD. Sich an dieſen 
feſtſtehenden Begriff habe halten wollen. Aber der Satz 
bedürfe einer Ergänzung: Soweit Streit darüber beſtand, 
ob dieſer oder jener Anſpruch zu den wohlerworbenen Rechten 
gehöre, habe die B. dieſen Streit nicht geklärt; ſoweit 
aber nach allgemeiner Anſchauung ein Anſpruch dazu gehöre, 
ſei es niemand in den Sinn gekommen, ihm dieſen Charakter 
zu nehmen, ſondern er gehöre nach den Abſichten der 
Reichsverfaſſung zu den wohlerworbenen Rechten. Daran 
könnten ſpätere Erwägungen, daß die verfaſſungsrechtliche 
Beſtimmung zu weit gegangen iſt, ebenſowenig etwas ändern, 
wie Sweifel, ob die Mitglieder der verfaffunggebenden 
Nationalverſammlung über den Umfang der wohlerworbenen 
Vechte im klaren geweſen ſeien, Sweifel, die hinſichtlich des 
Gehaltsanſpruchs übrigens nicht beſtanden hätten. Richtig 
ſei, daß der Begriff der wohlerworbenen Rechte in der 
Wiſſenſchaft lebhaft umſtritten geweſen ſei; Jahn weiſt hier 
auf die Abhandlung von Triepel im Archiv des Geff. Rechts, 
Bd. 40, Bin, in der die Frage nach Entſtehung und Um⸗ 
fang der „wohlerworbenen Rechte“ ausführlich behandelt 
wird und die zu dem Ergebnis führt, daß Rechte auf das 
zugeſicherte Gehalt und die Wohnungsgeldzuſchüſſe unbe⸗ 
ſtreitbar und unbeſtritten ſubjektive Rechte ſind und daß 
fie zu den wohlerworbenen gebören. Beſtand aber, fo 
ſchließt Jahn, zur Seit der Beſchlußfaſſung der RD. keine 
Meinungsverſchiedenheit, daß die jeweiligen Gehaltsanſprüche 
wohlerworbene Rechte find, ſo können Zweifel, was darüber 
hinaus noch zu ihnen zu zählen iſt, nimmermehr dazu führen, 
ihnen dieſe Natur zu nehmen. Wenn der Bh. in den 
wohlerworbenen Rechten der Beamten nicht die ihnen be— 
willigten Bezüge, ſondern lediglich den Anſpruch darauf 
ſehen wolle, daß ihnen ihre Bezüge nach den jeweils gel⸗ 
tenden geſetzlichen Vorſchriften gezahlt werden, fo daß eine 
Gehaltskürzung bis auf den jeweils für „ſtandesgemäß“ 
gehaltenen Unterhalt durch gewöhnliches Geſetz zuläſſig ſei, 
fo raube er dem Art. 129 Abſ. J Satz 3 jede praktiſche 
Bedeutung. Daß den Beamten ihre Bezüge nach den jeweils 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen gezahlt werden, ſei 
ebenſo ſelbſtverſtändlich wie die Anſicht des Geſetzgebers, 
daß der Reſt noch eine ſtandesgemäße Entlohnung darſtelle. 
Wie ſollte es dem Richter möglich fein, feine Anſicht über 
das, was als ſtandesgemäß anzuſehen ſei, gegen die Anſicht 
des Geſetzgebers auszuſpielen? Auch kranke das Urteil des 
R. an dem Fehler, daß es eine allgemeine gleich⸗ 
mäßige Kürzung der Gehälter als Vorausſetzung für eine 
den ſtandesgemäßen Unterhalt nicht gefährdende Maß⸗ 
nahme anſehe! Eine Kürzung von 6 v. H. beiſpielsweiſe 
brauche den ſtandesgemäßen Unterhalt bei den hochbe⸗ 
zahlten Beamten nicht zu gefährden, bei den unteren und 
mittleren Beamten ſehe das jedoch ganz anders aus. Dieſe 
gleichmäßige Mürzung müßte eher für als gegen eine Ver⸗ 
letzung der wohlerworbenen Bechte ſprechen. Es werde 
ſich auch nicht beſtreiten laſſen, daß der Geſetzgeber, als 
er die Gehälter feſtſetzte, davon ausgegangen ſei, daß dieſe 
für einen ſtandesgemäßen Unterhalt gerade ausreichend ge» 
weſen ſeien, niemals ſei es Brauch geweſen, über dieſen 
Satz hinaus etwas zu bewilligen, und der Nachweis, daß 
ſich die Lebensverhältniſſe fo ſtark geändert hatten, daß ein 
gleicher Cebenszuſchnitt mit geringeren Mitteln möglich ſei, 
ſei nicht zu führen. Im ganzen Schrifttum vor der Reichs- 
verfaſſung ſei auch nicht eine Stimme zu finden, die den 
Anſpruch auf das bewilligte Gehalt nicht als ein wohl- 
erworbenes Recht des Beamten angeſehen hätte, auch heute 
ſei dieſe Anſicht mit ganz wenigen Ausnahmen (Frieſen⸗ 
hahn, Wirtſchaftsdienſt, 15. Ig., 5. 1145, und Schröder, 
Die wohlerworbenen Rechte, Berlin 1950), auf die ſich 
der RF. allerdings ſtütze, einmütige Rechtsüberzeugung. Bes 
ſonders wertvoll iſt der Hinweis des Derfaffers, der bis 
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1918 im Reichsſchatzamt alle Beamtenrechtsſachen bearbeitet 
und die Vovellen zum Reichsbeamtengeſetz ſowie das erſte 
Beſoldungsgeſetz und die Gehaltsvorſchriften entworfen und 
gefaßt hat, auf ſeine Erfahrungen, nach denen niemals 
jemand von einer anderen Auffaſſung ausgegangen ſei, als 
daß die von einem Bcamten kraft Bewilligung erlangten 
Gehaltsanſprüche zu ſeinen wohlerworbenen Rechten ge— 
hörten. Er ſchreibt dabei u. a.: „Damals konnten anch 
wohlerworbene Rechte durch einfaches Geſetz entzogen 
werden. Aber ſtets haben ſämtliche Verwaltungsſtellen es 
als notwendig erachtet, daß die Geſetze vor wohlerworbenen 
Rechten Halt machen. Kein Geſetz, keine Verordnung iſt 
ergangen, ohne daß ſorgfältig geprüft wäre, ob dieſer 
Grundſatz auch nicht verletzt wurde.“ 

Verf. verweiſt ferner auf eine Aeußerung des Preußi— 
ſchen Juſtizminiſters: „Die Sicherung der vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche war das Siel, das die 
Beamtenſchaft in der Feſtlegung ihrer wohler wor benen 
Rechte in der Reichsverfaffung finden ließ“, und auf die 
Entſtehungsgeſchichte des Art. 129 Abf. 1 Satz 5 R., aus 
der auch nicht der geringſte Anhalt zu entnehmen ſei, daß der 
Geſetzgeber den Begriff der wohlerworbenen Rechte anders 
habe auslegen wollen, als er bis dahin in Verwaltung, Recht— 
ſprechung und Schrifttum ausgelegt war. Er ſetzt ſich dann 
mit der von Schröder (ſ. o.) gegebenen Darſtellung, die er 
als ausführlich und erſchöpfend bezeichnet, auseinander und 
ergänzt fie durch folgende Ausführungen (die neben der recht- 
lichen Seite auch eine „gewerkſchaftspolitiſche“ haben, weil 
fie die erfolgreiche Nitwirkung der organiſierten Beamtenſchaft 
zeigen, die man heute in Beamtenkreiſen unter dem Eindruck 
der die Beamtenſchaft ſchwer treffenden Notmaßnahmen gern 
als wirkungslos anſieht und vielfach ſcharf kritiſiert): 


„Leider hat Schröder die von ihm ſo prächtig wieder— 
gegebene Entſtehungsgeſchichte des Art. 129 Abſ. 1 Satz s bei 
der Aufſtellung ſeines Leitſatzes gar nicht berückſichtigt. Auf 
S. 7 bis 15 weiſt er nach, daß die Beamten ſich als Macht 
fühlten und es ausgezeichnet verftanden, ihren Willen und ihre 
Intereſſen zur Geltung zu bringen. Der Volksbeauftragte 
Hhaaſe hat dem Dorſitzenden des Deutſchen Beamtenbundes 
am 18. November 1918 erklärt, daß ſelbſtverſtändlich die 
Beamten nicht in ihren Rechten gekürzt werden ſollten. Am 
gleichen Tage verlangte der Vorſitzende des Deutſchen Poſt— 
verbandes von den Volksbeauftragten eine beſtimmte Erklärung, 
daß alle wohlerworbenen Beamtenrechte einſchließlich Ruhe⸗ 
gehalt und Hinterbliebenenverſorgung aufrechterhalten würden; 
die Volksbeauftragten ſtimmten dem zu, und der Staatsſekretär 
Küdlin verſprach im Schreiben vom 51. Dezember 1918, für 
die Sicherung der Beamtenrechte (Gehalt, Ruhegehalt, Hinter- 
bliebenenbezüge, unkündbare Anſtellung) einzutreten. Die 
Preuß. Landesregierung forderte in einem Erlaß vom 12. No⸗ 
vember 1918 alle Beamten zur Fortſetzung des Dienſtes auf, 
„wogegen ihnen ihre geſetzlichen Anſprüche unverkürzt ge⸗ 
wahrt bleiben ſollen“. Am 15. November 1918 folgte ein 
Erlaß der Volksbeauftragten (Ebert, Haaſe), in dem es heißt: 
„Die Gehalts-, Penſions⸗ und ſonſtigen Anſprüche der in 
öffentlichen Dienſten ſtehenden Beamten und der Hinter— 
bliebenen dieſer Perſonen bleiben unberührt und weiterhin in 
Kraft.“ Dem erſten Vorſitzenden des inzwiſchen gegründeten 
Deutſchen Beamtenbundes erwidert auf fein Derlangen, die 
Reichsregierung ſolle klar zum Ausdruck bringen, daß den 
Beamten ihre wohlerworbenen Rechte gewahrt bleiben, der 
Präſident des Reichsminiſteriums Scheidemann am 16. Februar 
1919: daß Regierungsvertreter wiederholt auf das beſtimmteſte 
erklärt haben, den Beamten ſoll kein wohlerworbenes Recht 
verlorengehen, „das Reichsminiſterium ſteht geſchloſſen hinter 
dieſen unzweideutigen Erklärungen“. Alles das genügte der 
Beamtenſchaft nicht, fie verlangte verfaſſungsmäßige Garan- 
tien. Als der Verfaſſungsentwurf in Weimar vorgelegt wurde, 
ſetzten die Vertreter des Deutſchen Beamtenbundes eine Be⸗ 
ſprechung mit Mitgliedern des Derfaffungsausichuffes durch, 
an der ſich ſämtliche Parteien mit Ausſchluß der Unab⸗ 
hängigen Sozialdemokraten beteiligten. Von vielen Seiten 
wurde die Aufrechterhaltung eines geſicherten Berufsbeamten⸗ 
tums anerkannt. In dieſer Sitzung hat der Vorſitzende des 
Deutſchen Beamtenbundes klar auseinandergehalten, daß es 
ſich nicht nur darum handle, zu erfahren, ob die maßgebenden 
Stellen an eine Beſeitigung des Berufsbeamtentums dächten, 


ſondern auch um die Sicherung der fogenannten wohl» 
erworbenen Rechte der augenblicklich im Dienſte befindlichen 
Beamten. In der Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes am 
50. Mai 1919, in der beſchloſſen wurde, einen die bisherige 
rechtliche Stellung der Beamten verfaſſungsmäßig ſichernden 
Artikel aufzunehmen, erklärte der Reichsminiſter Dr. Preuß: 
gerade die Feſtlegung der Anſtellung der Beamten auf Lebens- 
zeit, ſoweit nicht durch das Geſetz etwas anderes beſtimmt iſt, 
und der Unverletzlichkeit wohlerworbener Rechte würde er im 
Intereſſe der Beruhigung der Beamtenſchaft für wünſchens⸗ 
wert halten. Im Plenum der Vationalverſammlung ſelbſt 
begründete derſelbe Miniſter den Vorſchlag des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes, wie er im Art. 129 Abſ. 1 Satz 5 Geſetz geworden 
iſt, mit der Notwendigkeit, die Befürchtungen der nervös 
gewordenen Beamtenſchaft zu beſeitigen; die Derfaffung ſolle 
deshalb eine Zuſicherung dafür geben, daß es bei dem Berufs- 
beamtentum und deſſen wohlerworbenen Rechten verbleibe.“ 

Dieſe Entſtehungsgeſchichte, ſo führt Jahn aus, ergebe 
keinen Anhalt dafür, daß man unter wohlerworbenen Beamten- 
rechten etwas anderes habe verſtehen wollen, als was allgemein 
darunter verſtanden wurde, und ſie ergebe klar, daß die Er— 
haltung des Berufsbeamtentums und die Sicherung der 
wohlerworbenen Rechte das Siel der Geſetzgebung war; beide 
Siele habe man durch Art. 129 RD. als erfüllt angeſehen: 
dann könne aber auch keine Rede davon ſein, daß der Sweck 
der Vorſchrift zu einer eingehenden Auslegung nötige. Auch 
Erwägungen, daß die engere Auslegung des Art. 129 Abf. 1 
Satz 5 den Intereſſen der Beamtenſchaft mehr entſprechen 
würde, weil die weitere Auslegung eine völlige Streichung 
dieſer Verfaſſungsvorſchrift nach ſich ziehen könne, ſeien al» 
wegig. Jahn fährt dann fort: 

„Was von der Vorſchrift nach ſeiner Auslegung noch 
Wertvolles für die Beamten übrigbleibt, hat das Urteil des 
Reichsfinanzhofs zu ſagen abgelehnt. Die Unwiderruflichkeit 
der Anſtellung bis zur Dienſtunfähigkeit hat das Reichsgericht 
ſchon beſeitigt, nun macht ſich der Reichsfinanzhof an die 
Gehaltsbezüge heran.... Die Beamten können nur bedauernd 
feſtſtellen, daß das, was ſie 1918 geglaubt erſtritten zu haben, 
ihnen durch die Rechtſprechung genommen wird. Die Re— 
gierung wird natürlich gern die ihr ſo freigemachte Straße 
gehen; derartige Behaltsherabfegungen finden im Reichstag 
am leichteſten eine Mehrheit. In dem Geſetz zur einheitlichen 
Regelung der Beamtenbeſoldung vom 21. Dezember 1930 
(Reichsgeſetzblatt S. 2117), $ 3, heißt es noch: Beamte und 
Lehrer, die vor der Neuregelung einen Rechtsanſpruch auf 
höhere Dienſtbezüge erworben hatten, als ſie ihnen nach der 
Neuregelung zuſtehen würden, behalten ihre wohlerworbenen 
Rechte. Hiermit iſt klipp und klar ausgeſprochen, was früher 
niemand bezweifelte, daß die vermögensrechtlichen Anſprüche 
aus dem Beamtenverhältnis wohlerworbene Rechte ſind. Wenn 
die Begründung hierzu ſagt, das lehne ſich an Art. 129 der 
Keichsverfaſſung an, trotzdem ein Rechtsanſpruch eines Be⸗ 
amten auf die ihm geſetzlich zuſtehenden Dienſtbezüge kein 
wohlerworbenes Recht ſei, fo iſt das in ſich völlig wider⸗ 
ſpruchsvoll. Die Begründung ſagt weiter, daß die Dienſt⸗ 
bezüge nicht zu den wohlerworbenen Rechten gehören, ſei durch 
§ 24 des Reichsbeſoldungsgeſetzes vom 30. April 1920 bereits 
geklärt. Das iſt ganz unverftändlich, denn der § 50 dieſes 
Geſetzes ſchützt durchaus die Beamten in dem, was fie bereits 
beſaßen, indem er vorſchreibt, daß dem Beamten, der nach 
dem neuen Geſetze weniger erhalten würde als ſeine Bezüge 
nach dem alten, der Unterſchiedsbetrag als Zuſchuß weiter zu 
gewähren iſt. Dieſes Geſetz ſteht alſo noch ganz auf dem früher 
in Schrifttum und Verwaltung anerkannten Grundſatz. 

Ein grundſätzlicher Fehler iſt es ſchließlich, den Begriff 
der wohlerworbenen Rechte der Beamten aus dem Art. 129 
der Reichsverfaſſung ableiten zu wollen. Das wäre nur 
möglich, wenn nur die Beamten wohlerworbene Rechte 
beſäßen, niemand aber ſonſt. Wohlerworbene Rechte kann 
jedermann beſitzen, und was ein wohlerworbenes Recht für 
andere iſt, iſt es auch für den Beamten und umgekehrt. Ganz 
unmöglich iſt es aber, die Auslegung, welche der Reichs⸗ 
finanzhof dem Begriffe der wohlerworbenen Rechte der 
Beamten gibt, auf wohlerworbene Rechte anderer Perſonen 
anzuwenden. Was haben letztere mit inſtitutionellen Garan⸗ 
tien zu tun? Was mit den charakteriſtiſchen Eigenſchaften 
ihres Standes d. Der Art. 155 der Verfaſſung gewährleiſtet 


das Eigentum mit den aus den Geſetzen fich ergebenden 
Schranken. Zu dem Eigentum im Sinne diefes Paragraphen 
gehören ſelbſtverſtändlich auch alle wohlerworbenen Forde⸗ 
rungen, auch die der Beamten. Dieſe Gewährleiſtung genügte 
der Beamtenſchaft nicht, weil ein einfaches Geſetz in der 
Zukunft nach Belieben geändert werden könnte. Was fie ver⸗ 
langten, war ein erhöhter Schutz ihrer wohlerworbenen Rechte 
im voraus vor allen anderen, und dieſes Verlangen wurde 
von den Gegnern . .. um deswillen bekämpft, weil dann auch 
andere Berufsſchichten, wie Handwerker, Landwirte uſw. in 
gleicher Weiſe vorgehen würden. Dieſe Begründung der Ab⸗ 
lehnung wäre vollkommen unverſtändlich, wenn man der Auf⸗ 
faffung geweſen wäre, es handele ſich bei dem Streite allein um 
die Aufrechterhaltung des Berufsbeamtentums. Daraus hätten 
Handwerker und Landwirte für ſich keine Folgerungen ziehen 
können. Vein, auch hier wieder kommt aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte klar zur Erkenntnis, daß unter wohlerworbenen 
Rechten bei Beamten nichts anderes verſtanden worden iſt 
als bei allen anderen Perſonen. Die Beamten wollten und 
haben erreicht, daß ihre wohlerworbenen Rechte durch die Der- 
faſſung kräftiger geſchützt wurden als die wohlerworbenen 
Rechte anderer und nur durch verfaſſungsänderndes Geſetz 
beſeitigt werden können. Das iſt nach der ganzen Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 der einzige Zweck ſeiner 
Aufnahme in die Derfaflung. 

Ich meine auch, daß dieſes ſich aus dem Art. 129 ſelbſt 
ergibt. Die Derfaffer waren ſich bewußt, daß unter wohl— 
erworbenen Rechten nicht nur vermögensrechtliche Anſprüche 
begriffen ſind, ſie kannten die über dieſen Begriff im Schrift⸗ 
tum beſtehenden Meinungsverſchiedenheiten, und deshalb haben 
fie die Beſtimmung im letzten Satz des Art. 129 Abſ. 1 für 
nötig gehalten, daß nicht für alle wohlerworbenen Rechte, 
ſondern nur für die darunter fallenden vermögensrechtlichen 
Anſprüche der Rechtsweg offenſtehe. Eine Beſtätigung hierfür 
finde ich im Abſatz 4 des Art. 129, der die Unverletzlichkeit 
der wohlerworbenen Rechte und die Offenhaltung des Rechts- 
weges für die vermögensrechtlichen Anſprüche auch den Berufs⸗ 
ſoldaten gewährleiſtet. Bei den Berufsſoldaten kann ich mir 
kaum andere wohlerworbene Rechte als vermögensrechtliche 
denken; unmöglich kann es jedenfalls in der Abſicht des 
Geſetzgebers gelegen haben, den Berufsſoldaten inſtitutionelle 
Garantien zu gewähren oder fie in ihren bewährten charakte⸗ 
riſtiſchen Eigenſchaften zu erhalten. Das Gegenteil ſchien den 
damaligen Machthabern richtig. Soll nun etwa gar der Begriff 
der wohlerworbenen Rechte der Beamten ſich nicht nur unter= 
ſcheiden von dem bei anderen Perſonen, ſondern auch noch 
von dem der Berufsſoldaten, trotzdem ſie in dem gleichen 
Artikel der Verfaſſung behandelt werden? Das ſchiene mir 
an ſich ſchon eine Ungeheuerlichkeit. Vorliegend iſt eine ſolche 
Auslegung überdies ganz unmöglich; denn der Abſ. 4 des 
Art. 129 beſagt, daß die Unverletzlichkeit der erworbenen 
Rechte „beſonders auch“ den Berufsſoldaten gewährleiſtet 
wird, womit klar zum Ausdruck kommt, daß die wohl— 
erworbenen Rechte der Berufsſoldaten genau die gleichen ſind, 
wie die im Abſ. x den Beamten gewährleiſteten.“ 

(Schluß folgt.) 


Achtet auf Eure Garderobe! 


Von Magiſtratsrat Dr. jur. Walter Nrotoſchiner, Berlin. 

Je größer die wirtſchaftliche Not wird, deſto mehr muß 
die Garderobe vor Diebftahl geſchützt werden. Selbſt die 
Räume der Behörden bleiben von Dieben nicht verſchont; 
beſonders die abgelegten Nleidungsſtücke der Beamten werden 
Beute der Diebe. Die Frage des Erſatzes durch die Behörde 
aber, die bei der heutigen Notzeit eine beſonders ſchwierige iſt, 
iſt mehr als problematiſch. Beſtritten im Schrifttum wie in 
der Rechtſprechung iſt die Frage der Haftung der öffentlich⸗ 
rechtlichen Verbände (Reich, Länder, Provinzen und Gemein- 
den) für Verluſte und Beſchädigungen der in ihren Dienſt⸗ 
räumen von ihren Beamten abgelegten Garderobenſtücke 
(auch Fahrrädern). Während Warneyer in feinem Kommen 
tar zum BGB. in Uebereinſtimmung mit dem OCG. Königs» 
berg jede Haftung verneint, bejahen Delius und das Kammer- 
gericht in einer Entſcheidung vom 17. Januar 1922 die 
Haftung. Die neueſte Rechtſprechung der Gbergerichte (J. B. 
RS., Band 115, S. 421, OCG. Hamburg in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 4, Februar 1951) erkennen die Haftpflicht 


— 
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der öffentlich-rechtlichen Körperfchaft für die entwendete Gar 
derobe der Beamtenſchaft nur dann an, wenn der öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaft im Rahmen des Beamtenverhältniffes 
eine Obhut oder Derwahrungspflicht obliegt. Danach trifft 
Reich, Länder, Provinzen und Gemeinden nicht ohne weiteres 
eine Ueberwachungspflicht wegen der Garderobe der Be— 
amten, ſondern nur dann, wenn dieſen durch dienſtliche An⸗ 
ordnung die Möglichkeit genommen iſt, ſelbſt auf ihre Sachen 
aufzupaſſen. Die Tatfache allein, daß die öffentlich-rechtliche 
Körperfchaft ihren Beamten eine Aufbewahrungsmöglichkeit 
gibt, bedeutet daher noch nicht, daß die öffentlich- rechtliche 
Körperſchaft damit irgendwelche Haftung übernimmt. Ver⸗ 
bietet z. B. die Behörde ihren Lehrkräften, die Sachen mit 
in die Klaſſe zu nehmen, fo muß fie den Lehrkräften eine 
ſichere Aufbewahrungsmöglichkeit für ihre Sachen geben. 
Trifft die vorgeſetzte Schulbehörde alle erforderlichen An— 
ordnungen, in welcher Weiſe die Garderobe der Lehrkräfte 
in dem Lehrerzimmer aufzubewahren iſt, und befolgt die 
Schulleitung dieſe Anordnungen nicht, ſo iſt der Staat von 
der Haftung frei. Das Reichsgericht geht hierbei von dem 
Gedanken aus, daß zwiſchen den Beamten und der öffentlich» 
rechtlichen Körperſchaft auf Grund des Beamtenverhältniſſes 
lediglich öffentlich-rechtliche Beziehungen beſtehen, ohne privat⸗ 
rechtliche Nebenwirkungen zu erzeugen. Wohl aber ſind den 
Grundſätzen des bürgerlich-rechtlichen Verwahrungsvertrages 
entſprechende öffentlich-rechtliche Rechlsgrundſätze im Rahmen 
des Beamtenverhältniſſes anzuwenden. Dem Gedanken, daß 
die Eigenart des öffentlichen Rechtes — hier die Eigenart 
des Beamtenrechtes — es erfordert, daß für dieſes eigene 
Rechtsſätze vorhanden find, hat das Reichsgericht wiederholt 
Ausdruck verliehen, 3. B. hinſichtlich von Erklärungen von 
Beamten, die einen Verzicht auf ihre Rechte enthalten, ſowie 
hinſichtlich der Anwendung der Grundſätze von Treu und 
Glanben, ſowie hinſichtlich der entſprechenden Anwendung 
des §8 618 BGB., der dem Arbeitgeber eine ſoziale Für— 
ſorgepflicht auferlegt. In den Entſcheidungen, die ſich mit 
der entſprechenden Anwendung des $ 618 BGB. auf das 
Beamtenrecht befaſſen, hat das Reichsgericht klar zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß das öffentliche Beamtenrecht eigene 
Rechtsregeln haben muß und, daß wenn ſolche nicht vorhanden 
ſind, alſo das Beamtenrecht Lücken aufweiſt, dieſe dadurch 
geſchloſſen werden müſſen, daß der Richter „Rechtsgedanken“, 
die ſich auf anderen Rechtsgebieten finden, „ſelbſtſchöpferiſch 
in das öffentliche Beamtenrecht einführt und nach deſſen 
Eigenarten und Erforderniſſen entwickelt, begrenzt und an— 
wendet“. Somit kann ein im bürgerlichen Recht verkörperter 
Rechtsgedanke — aber unabhängig von feiner dortigen 
Faſſung — als eigener Rechtsſatz des Beamtenrechts feft 
geſtellt werden. Der dem § 618 zugrunde liegende Rechts- 
gedanke der Fürſorgepflicht des Dienftberechtigten gegenüber 
den Dienſtverpflichteten, der Schutzpflicht hinſichtlich Leben 
und Geſundheit iſt auch auf das Verhältnis des Staates uſw. 
gegenüber den Beamten angewendet und als eigener Rechts» 
ſatz im Beamtenrecht feſtgeſtellt worden. Dieſer Rechtsgedanke 
der Fürſorge und Schutzpflicht hinfichtlich des Lebens und 
der Geſundheit des Beamten fordert für das Beamtenverhält— 
nis zwingend eine Erweiterung des 8 618 BGB. dahin, daß 
der öffentlich -rechtliche Hoheitsförper auch den Sachen der 
ihnen unterſtellten Beamten — ganz einerlei, ob ſie bereits 
Kündigungs⸗ oder lebenslänglich angeſtellte Beamte ſind — 
den denkbar weitreichendſten Schutz und Sicherung, namentlich 
während des Dienſtes, gewähre. Man wird daher fordern 
dürfen, daß dem Beamten ein verſchließbarer Schrank zur 
Aufbewahrung ſeiner Garderobe oder, wenn dies im Hinblick 
auf die große Anzahl der Beamten undurchführbar oder 
nur mit großen Koften und Schwierigkeiten durchführbar iſt, 
Kleiderhaken mit Anſchlußketten zur Verfügung geſtellt werden. 
Natürlich muß der Beamte — wie übrigens jeder Geſchädigte 
— auch ſeinerſeits die vom Verkehr geforderte Sorgfalt bei 
der Bewachung ſeiner Garderobe aufwenden. Jegliche 
Naftung des Hoheitskörpers entfällt alſo, wenn er beim 
Verlaſſen des Dienſtraumes die Tür nicht verſchließt und die 
angeordneten Vorſichtsmaßregeln nicht beachtet. Rechtlich 
unerheblich iſt es, ob die Garderobe ſich nur während der 
Dienſtſtunden im Dienſtraum befindet oder auch außerhalb der⸗ 
ſelben. Hat die Behörde ihrer Schutz- und Fürſorgepflicht 
genügt, ſo entfällt ihre Haftung, insbeſondere haftet ſie nicht 
für Einbruchs⸗ und ſonſtige Diebftähle, möge fie von Dritten 
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oder Mitbeamten ausgeführt worden fein. Dagegen haftet 
z. B. die Behörde, die es weiß, daß ihre Beamten ihre Fahr⸗ 
räder im Pförtnerraum unterbringen und nun der Pförtner 
ſich entfernt, ohne den Pförtnerraum nach allen Ausgängen 
bin zu verſchließen. Für dieſe Fahrläſſigkeit ihres Erfüllungs- 
gehilfen haftet nach $ 278 BGB. die öffentlich-rechtliche 
Körperfchaft, wenn während feiner Abweſenheit ein Fahrrad 
aus den unverſchloſſenen Räumen geſtohlen wird. Für 
Sachen (Garderobenſtücke uſw.), die außerhalb der Dienſt⸗ 
ſtunden in amtlichen Räumen unzuläſſigerweiſe aufbewahrt 
werden, beſteht eine Haftpflicht ebenſowenig wie für Gegen⸗ 
ſtände, die der Beamte zum Dienſt mitbringt, welche er bei der 


Dienſtleiſtung nicht nötig hat, z. B. für den Hausbedarf . 


eingekaufte Lebensmittel. 


Gefehe und Verordnungen. 


Preußen. 

Geſetz zu dem Vertrage mit den Evangeliſchen Landeskirchen. 
Dom 26. Juni 1951. Preuß. Geſetz⸗Sammlung 1951, S. 107. 

Durch das Geſetz wird dem Vertrag mit den Evangeliſchen 
Landeskirchen mit ſofortiger Wirkung zugeſtimmt. Der Vertrag und 
das Schlußprotokoll werden gleichzeitig veröffentlicht. (Von einer 
Veröffentlichung des Textes muß hier aus Naumgründen abgeſehen 
werden.) 


Abkommen wegen gegenseitiger Anerkennung der Zeugniffe über 
die Befähigung zur endgültigen Anſtellung als Volksſchullehrer 
zwiſchen der Preußiſchen und der Schaumburg-Lippiſchen Regierung. 
Erl. des preuß. Min. für W., K. u. Volksbildung v. 26. März 
1951 U III C 19 U III. 

Swiſchen der Dreußifchen und der Schaumburg-Lippiſchen Re⸗ 
gierung wurde am 10. Juni/5. Juli 1927 ein Abkommen getroffen, 
das die Seugniſſe über die Befähigung zur endgültigen Anſtellung 
als Dolfsfchullehrer gegenfeitig als gleichwertig anerkannte. 

Dieſes Abkommen wird auf die Seugniſſe ausgedehnt, die in 
Schaumburg-Lippe auf Grund der „Ordnung der zweiten Prüfung 
für das Lehramt an Volksſchulen“ vom 16. Dezember 1950 und in 
Preußen auf Grund der „Ordnung der zweiten Prüfung für das 
Lehramt an Dolksſchulen“ vom 25 Juni 1928 ausgeſtellt werden. 
Vorausſetzung hierbei iſt, daß die Prüfungen unter Mitwirkung 
eines hauptamtlichen Mitgliedes einer preußiſchen Pädagogiſchen 
Akademie an Schulamtsbewerbern vorgenommen werden, die auf 
einer preußiſchen Akademie ausgebildet worden ſind. 


Ausführungsanweiſung zu dem Schulgeldgeſetz vom 18. Juli 
1930 (Sch G.). Bekanntmachung des preuß. Min. für Wiſſ., K. u. 
Volksbildung v. 26. Juni 1951 — U II 26 III UI, U III, U III D, 
GI, G II, M. d. J. IVa VI 1557, FM. IB 3139/20, 6. 


Nach Anhörung des Staatsrats wird die vorläufige Ausfüh- 
rungsanweiſung zum Schulgeldgeſetz vom 19. Juli 1950 als end⸗ 
gültig erklärt mit folgenden Aenderungen: 1. Siff. 2 letzter Satz 
wird geſtrichen, 2. Siff. 6 letzter Satz wird geſtrichen, 5. Siff. 7 b 
erhält folgende Faſſung: 

„Beſuch einer öffentlichen oder privaten mittleren, höheren, Fach⸗ 
oder Hochſchule durch andere Kinder des gleichen Erziehungsberech⸗ 
tigten (§ 5 Abſ. 1, zweiter Nalbſatz). Als höhere Schulen i. S. d. 
Vorſchrift gelten alle von dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunft und 
Volksbildung als ſolche anerkannten Schulen. Als Fachſchulen 
i. S. d. Vorſchr. gelten ſolche nicht allgemeinbildenden Schulen, die 
regelmäßig lehrplanmäßigen Unterricht erteilen und die Schüler zeit⸗ 
lich ungefähr in demſelben Umfang in Anſpruch nehmen wie mittlere 
und höhere Schulen; nicht darunter fallen die gewerblichen, Fauf- 
männiſchen und hauswirtſchaftlichen Berufsſchulen (Pflichtfort⸗ 
bildungsſchulen), gewerblichen Fachſchulen, ſoweit die Schüler nur 
am Abend- und Sonntagsunterricht teilnehmen, und ländliche Fort⸗ 
bildungsſchulen. Zu den Schulen i. S. d. Erl. gehören auch die Vor⸗ 
bereitungsanſtalten für den kirchlichen Dienſt, ſoweit ſie den obigen 
Vorausſetzungen entſprechen (3. B. die evangeliſchen Diakonſchulen 
und die katholiſchen Miſſions- und Grdensſchulen). Als Hoch- 
ſchulen i. S. d. Vorſchr. gelten die Univerſitäten, Techniſchen Boch⸗ 
ſchulen, Landwirtſchaftlichen Rochſchulen, Tierärztlichen Hochfchulen, 
Forſtlichen Rochſchulen, Bandelshochſchulen, Uunſthochſchulen und 
Pädagogiſchen Akademien, ferner ſolche wiſſenſchaftlichen und künſt⸗ 
leriſchen Nochſchulen, die auf Grund ſtaatlicher Anerkennung ihnen 
zleichzuachten find; Priefter- und Predigerfeminare find den Hoch⸗ 
ſchulen gleichzuſtellen. 


— Nr. 8 


Den vorgenannten Schulen und Hochſchulen des Inlandes ftehen 
die entſprechenden Schulen und Hochſchulen des Auslandes gleich. 
Dem Beſuch einer Hochſchule iſt gleichzuachten die nach den beſtehen⸗ 
den Vorſchriften für das betreffende Studium notwendige praktiſche 
Arbeit eines Abiturienten, der die Hochfchule beſuchen will.“ 

4. In Siff. 8 wird das Wort „Viertel“ durch das Wort 
„Fünftel“ erſetzt ... 5. In Ziff. 10d Abſ. 1 (letzter Satz) wird 
das Wort „Arbeitsunterricht“ durch „Unterricht“ erſetzt. 6. In 
Siff. 12 Abſ. 1 wird nach dem letzten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Dem wahlfreien Unterricht wird der Turn⸗ und Vadelarbeits⸗ 
unterricht für Mädchen an AXnabenſchulen gleichgeſtellt.“ 


7. In Siff. 15 Abſchnitt b werden die Sätze 2 und 3 geſtrichen 
und dafür wird geſetzt: „Dies iſt erfolgt durch die Vereinbarung 
der Länder über den Uebertritt von Schülern aus einer höheren 
Schule eines Landes in eine höhere Schule eines anderen Landes vom 
28, Dezember 1929 (Sentrbl. 1950 S. 39)." 

Ein Verzeichnis der Fachſchulen zu Siffer 7b iſt beigefügt. 


Angeſtellten- und Kranfenverfiherungspflicht der Hilfslehrer. 
Erl. d. Min. f. W., M. u. U. vom 18. März 1951. — U III D 
Nr. 2855/50 U III C U III E A 


Die Bezeichnung „Hilfslehrer“ iſt nur auf diejenigen Lehr⸗ 
kräfte anzuwenden, die in den auf Grund meines Erlaſſes vom 
1. April 1927 — U III C 580 U III E — vorübergehend einge⸗ 
richteten Hilfslebrerſtellen beſchäftigt werden und ihre Vergütung aus 
der Staatskaſſe beziehen. 

Die unmittelbar von den Schulverbänden vertretungsweiſe oder 
nach Nr. 4 der Anweiſung vom 20. Mai 1928 — U III E 33 
U III CI — (Sentralblatt Seite 184) auftragsweiſe beſchäftigten, 
von den Schulverbänden ſelbſt beſoldeten Lehrkräfte ſind nicht als 
„Hilfslehrer“ zu bezeichnen. 

Bilfslehrer und von den Schulverbänden auf ihre Koften be« 
ſchäftigte Schulamtsbewerber, die die zweite Prüfung noch nicht ab⸗ 
gelegt und die Anſtellungsfähigkeit noch nicht erworben haben, bes 
finden ſich noch in der Berufsausbildung; ſie ſind nach 8 12 (a) 
Ab. und § 172 (3) Roc. verſicherungsfrei. Eine Verpflichtung, 
ihnen eintretendenfalls entſprechende Verſicherungsleiſtungen zu ge⸗ 
währen, beſteht für den Staat bzw. den Schulverband nicht. 


Nach Ablegung der zweiten Prüfung find die vorgenannten Lehr— 
kräfte jedoch angeſtellten⸗ und krankenverſicherungspflichtig. Wegen 
ihrer Freiſtellung von der Angeſtelltenverſicherung verweiſe ich auf 
die Erlaſſe vom 16. Dezember 1912 — U III D 3311 J — (Sentral⸗ 
blatt Seite 261) und vom 8. Juni 1915 — U III D 1276 I — 
(Sentralblatt Seite 511). Binfichtlih der Urankenverſicherungs⸗ 
pflicht wird den Schulverbänden, die ſolche Schulamtsbewerber aus 
eigenen Mitteln beſolden, anheimzuſtellen ſein, entweder die 
Kranfenverficherungsbeiträge für fie zu entrichten oder fie nach 
8 169 RDO, verſicherungsfrei zu ſtellen (vgl, die Erlaſſe vom 
24. Dezember 1915 — U III D 5510 — (Zentralblatt 1914 
Seite 221) und vom 25. November 1921 — U III E 10205 uſw. — 
(Sentralblatt Seite 467), Wegen der Urankenverſicherung der Hilfs- 
lehrer, die die zweite Prüfung bereits abgelegt haben, bleibt Ent⸗ 
ſcheidung noch vorbehalten. 


Verſicherungsſchutz der Schulkinder und Lehrkräfte an Volks- 
und mittleren Schulen gegen Unfall bzw. Haftpflicht. Erl. d. preuß. 
Min. f. W., M. u. Volksbildung v. 6. Mai 1951, U III A 565, 
U III C. U III D, U IV. — Sentralbl. 1951, S. 155 —. 

Die durch den Runderlaß vom 13. Juni 1929 — U III A 1520, 
U III C, U III D, U VI — eingeleiteten Feſtſtellungen haben er⸗ 
geben, daß der Verſicherungsſchutz für die Schulkinder und Lehrkräfte 
der öffentlichen Dolfsjchulen und mittleren Schulen in den einzelnen 
Bezirken in verſchiedenem Umfang beſteht und in verſchiedener Weiſe 
ausgeſtaltet iſt. Insgeſamt iſt etwa die Hälfte der Schulkinder und 
Lehrkräfte gegen Unfall und etwa ein drittel der Lehrkräfte gegen 
Haftpflicht verſichert. Der Verſicherungsſchutz, deſſen Träger zum 
Teil private Geſellſchaften, zum Teil öffentliche Einrichtungen find, 
erſtreckt ſich in der Regel auf ſämtliche Schulkinder und Lehrkräfte 
einer Schule oder eines Schulverbandes; er erfaßt auch die Unfälle, 
die ſich auf dem Schulweg und in den Paufen ereignen. Die Der« 
ſicherungsleiſtungen, die meiſt ohne Rechtsanſpruch der Verſicherten 
gewährt werden, ſind verſchieden hoch, je nachdem die Folgen des 
Unfalls vorübergehender Art find (Koften der Heilung uſw.) oder ir 
dauernder Erwerbsbeſchränkung oder unfähigkeit beſtehen. Die Höhe 
der Verſicherungsleiſtungen iſt zum Teil auch abhängig von den Bei⸗ 
trägen, die — auf den Kopf des Derficherten berechnet — ebenfalls 
verſchieden hoch ſind. Die Eltern der Schulkinder werden zur Bei⸗ 


tragsleiftung durchweg nicht herangezogen. Die Beiträge werden 
meiſt durch die Schulverbände, vereinzelt auch durch die Kreiſe ge⸗ 
zahlt; Schwierigkeiten haben ſich dabei bisher nicht ergeben, weil 
die in Frage kommenden Summen ſo gering ſind, daß ſie die kom⸗ 
munalen Haushalte kaum belaſten. Die Uebernahme dieſer Summen 
auf ſtaatliche Fonds iſt vereinzelt angeregt worden, iſt aber nicht 
möglich, um ſo weniger, als durch die beſtehenden Verſicherungen 
die die Staatskaſſe belaſtende primäre Haftung des Staates bei 
Amtspflichtverletzungen von Lehrkräften der öffentlichen Volksſchulen 
grundſätzlich weder beſeitigt noch eingeſchränkt wird. 

Da die vorhandenen Einrichtungen ſich im allgemeinen gut be⸗ 
währt haben, erſuche ich, den Verſicherungsſchutz im Sinne meines 
Runderlaſſes vom 15. Juni 1929 — U III A 1520 uſw. — nach 
Möglichkeit zu fördern und die Schulverbände zu feiner umfaſſenden 
Ausdehnung auf Schulkinder und Lehrkräfte der öffentlichen Volks- 
und mittleren Schulen anzuregen. 


Württemberg. 


Fremdenlegion. Erlaß des Kultusminifteriums vom 17. April 
1951. Nr. 4545. 

Das Miniſterium ordnet (wegen der Gefahren, die damit für 
Kinder und Jugendliche verbunden fein können) an, daß Vorträge 
über die Fremdenlegion in den Schulen weder zugelaſſen noch 
impfohlen werden dürfen (ogl. auch die Erlaſſe vom 17. Dezember 
1925, A. Bl. S. 229, vom 26. September 1926, A. Bl. S. 180, und 
vom 19. April 1929, A. Bl. S. 65). Die Schulvorftände und Lehrer 
aller Schulen werden außerdem erſucht, von der Ausſtellung von 
Empfehlungen für die Deranftalter ſolcher Vorträge abzuſehen. 

Der Erlaß der Gberſchulbehörden über die Warnung vor dem 
Eintritt in die franzöſiſche Fremdenlegion vom 2. Januar 1911 
(A. Bl. S. 5) bleibt von dieſer Anordnung unberührt. 


Enkſcheidungen. 


Im Rahmen des Anterrichtsbetriebs ſteht die Beſtimmung über 
die Verwendung von Gegenſtänden des Schuleigentums nicht den 
Gemeindeorganen, ſondern ausſchließlich dem Staat und ſeinen 
Organen zu. Urt. des Ob. vom 9. Dezember 1950 — 
VIII. B. 4. 30. 


Der Magiſtrat einer Stadt hatte beſchloſſen, die Schulleiter ſämt⸗ 


licher ſtädtiſcher Schulen anzuweiſen, Anordnungen der ſtaatlichen 
Schulaufſichtsbehörden, die eine beſtimmte Verwendung des Schul⸗ 
eigentums vorſchrieben, nicht zu befolgen, ſondern ſie den er— 
ſuchenden Stellen mit dem Anheimgeben zurückzugeben, ſich mit dem 
Erſuchen an den Magijtrat als den geſetzlichen Vertreter des Unter— 
haltsträgers der Schule zu wenden. Der Bürgermeiſter beanſtandete 
den Beſchluß, da er mit dem geltenden Rechte nicht vereinbar ſei. 
Biergegen erhob der Magiſtrat Klage. Dieſe wurde vom BA. ab» 
gewieſen. Gegen die Entſcheidung legte der Magiſtrat Berufung 
ein, die auch das OG. aus folgenden Gründen abwies: 

Der Beſchluß treffe eine allgemeine Regelung für alle Fälle, in 
denen ſeitens der ſtaatlichen Schulaufſichtsbehörden eine beſtimmte 
Verwendung von Schuleigentum vorgeſchrieben werde. Der be⸗ 
anſtandete Beſchluß überſchreite die geſetzliche Grenze, wenn er auf 
ein Rechtsgebiet übergreife, in welchem der Magiſtrat nicht oder 
nicht allein Anordnungen zu treffen befugt ſei, alſo auch dann, wenn 
Fälle mitbetroffen würden, die der Anordnung der ſtaatlichen Schul⸗ 
behörden unterſtänden. Nun ſei zwar nach $ 45 des Dolfsfchul- 
unterhaltungsgeſetzes den Gemeindeorganen die Suſtändigkeit für 
eine Reihe äußerer Schulangelegenheiten, u. a. für die Verwaltung 
des Schulvermögens vorbehalten. Die Leitung und Verwaltung der 
ſogenannten inneren Schulangelegenheiten ſtehe aber nach wie vor 
dem Staate zu. Unter den angefochtenen Beſchluß fielen auch 
Gegenſtände des Schuleigentums, welche ausſchließlich dem inneren 
Schulbetriebe dienten und deren Verwendung deshalb eine innere 
Schulangelegenheit ſei (3. B. Turngeräte, Bücher, Schulbänke uſw.). 
Ueber die Verwendung dieſer Gegenſtände des Schuleigentums im 
Rahmen des Unterrichtsbetriebes könne nur ausſchließlich der Staat 
mit ſeinen Organen beſtimmen. Deshalb greife der Beſchluß in die 
der Schulaufſichtsbehörde vorbehaltene Fuſtändigkeit über und über⸗ 
ſchreite ſomit die Grenze der Zuſtändigkeit des Magiſtrats. 


Schulverſäumnis. Strafrechtliche Haftung des 
Sorgepflichtigen für das Ausbleiben eines 


ſchulpflichtigen Kindes in den durch den Lehrer 
für letzteres feſtgeſetzten Nachhilfe⸗ (Vachſitz⸗) 
kunden. — (Urt. des, 4 G., 1. Straffenats, v. 20. Mai 1950 — 
1 S. 255. 50 —.) 
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Für die Frage des Vorliegens eines vorſätzlichen oder fahr⸗ 
läſſigen Verſtoßes desjenigen, dem die Sorge für die Perſon eines 
Kindes zuſteht, gegen die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß ein ſchul⸗ 
pflichtiges Kind die Schule nicht ohne genügenden Grund verſäumt 
(5 7 des Geſetzes über die Schulpflicht in Preußen vom 15. Dezember 
1927 GS. S. 207), kommt es, .. . allein darauf an, ob für den 
Sorgepflichtigen ohne Derfchulden ein genügender Grund vorlag, das 
Kind von der Schule fernzuhalten. Ob ein ſolcher Grund vorlag, 
alſo die Schulverſäumnis gerechtfertigt oder ungerechtfertigt war, 
hat allein der Strafrichter nach freiem Ermeſſen zu entfcheiden, ohne 
bei der Beurteilung irgendwie an die Entſcheidung der Schul⸗ 
bekörden gebunden zu fein (UG. in J. F. G. Erg. 4, 556). 

Der Angeklagte hat geltend gemacht, daß die für feine Kinder 
angeordneten Nachhilfeſtunden ungerechtfertigt angeordnet ſeien; die 
Anordnung richte ſich gegen ihn; lediglich ſeine Kinder, nicht auch 
andere Kinder müßten zu den Nachhilfeſtunden am Nachmittag er. 
ſcheinen. Die Kinder des Angeklagten find nach den vom Vorder- 
richter getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen, und zwar gleich drei 
Kinder, auf die Nachmittage des 25., 27. und 50. November 1929 
zur Vachſitz⸗(Nachhilfe-yſtunde beſtellt und unentſchuldigt fern⸗ 
geblieben. 

Dieſer Schutzeinwand iſt vom Amtsrichter nicht ausreichend ge⸗ 
würdigt. Daß zwar auch Nachhilfeſtunden unter den Begriff „Schule“ 
fallen und Teile des Schulunterrichts ſein können, iſt anerkanntes 
Recht (UG. Urt. v. 50. April 1926 in Goltd. Arch. Bd. 7 S. 975 
Frank, die Schulpflicht 1928, Anmerk. 6b S. 15 zu 86). Dieſe 
Nachhilfe⸗(Nachſitz⸗) Stunden müſſen aber dem Zweck der Schule, dem 
Unterricht der Kinder, alſo Erziehungszwecken dienen, und zwar 
lediglich ſolchen Sweden. Sie dürfen nicht angeordnet werden, 
um durch die Anſetzung den für die Sorge der Perſon des Kindes 
geſetzlich verpflichteten an die Schulpflicht der Kinder zu erinnern 
oder an die Schulordnung zu gewöhnen; zu letzterem Zweck iſt die 
Schule nicht geſchaffen. 

Nach dieſer Richtung iſt der Vorderrichter nicht in eine aus⸗ 
reichende Prüfung eingetreten, ſo daß das Urteil aufzuheben und die 
Sache an die Dorinſtanz zurückzuverweiſen iſt. 

Daß im übrigen Vachſitzſtunden auch auf den Nachmittag an⸗ 
geſetzt werden können, iſt unbedenklich; ihre zeitliche Beſtimmung 
iſt auf die Vormittagsſtunden nirgends beſchränkt (UG. Urt. v. 
1. September 1927, 1. S. 1028/27). Der von den Kindern zurück⸗ 
gelegte Weg iſt regelmäßig, wenn genügende Swiſchenzeit beſteht, 
kein ausreichender Entſchuldigungsgrund. 

War die Schulverſäumnis der drei Uinder des Angeklagten im 
Sinne der vorſtehenden Ausführungen ungerechtfertigt, wäre weiter 
nach der inneren Tatfeite zu erörtern, ob den Angeklagten ein Ver- 
ſchulden — Vorſatz oder Fahrläſſigkeit — trifft (AG. in J. F. G. 
Erg. 4, 557; 6, 341). Es handelt ſich nicht um ein bloßes Formal⸗ 
delikt, ſondern der Angeklagte muß erkannt haben, daß die Schul⸗ 
verſäumnis ungerechtfertigt war; er muß alſo vorſätzlich gehandelt 
haben oder aber ſeine Unkenntnis muß fahrläſſig geweſen ſein, alſo 
auf eine Verletzung der im Derkehr erforderlichen, nach Lage der 
Sache gebotenen und dem Angeklagten möglichen Sorgfalt zurück- 
zuführen ſein. 


Fortſchritte der Wiſſenſchaft können neue Beweismittel und 
Tatſachen für die Wiederaufnahme eines Verfahrens liefern. Urt. 
d. Os G. Karlsruhe vom 16. Februar 1951. — 25. Juni 1930. 

Ein Lehrer war vor faſt 20 Jahren auf Grund des 8 174 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs verurteilt worden, weil er ſich gegen eine 
12 jährige Schülerin unſittlich vergangen haben ſollte. In der Haupt« 
ſache erfolgte die Verurteilung des Lehrers auf die Aus ſage des 
Mädchens hin. Der Leiter einer pfychiatrifchen Univerſitätsklinik 
hatte ſich gutachtlich dahin ausgeſprochen, daß unter den obwaltenden 
Umſtänden Vorſicht gegen Kinderausſagen geboten erſcheine. Nachdem 
verſchiedene Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens keinen Er⸗ 
folg gehabt hatten, ſprach der Lehrer öffentlich Beleidigungen gegen 
Richter aus und hatte ſich dann vor dem Schwurgericht im Jahre 
1950 zu verantworten. Das Schwurgericht kam nach eingehender 
Prüfung zu dem Ergebnis, daß es kein Urteil darüber abgeben könne, 
ob der Lehrer ſchuldig oder nicht ſchuldig ſei. Das Schwurgericht 
hatte auch verſchiedene pſychiatriſche und pſychologiſche Sachver⸗ 
ſtändige über die Glaubwürdigkeit der Ausſagen junger Mädchen 
vernommen. Daraufhin ſtellte der betr. Lehrer erneut den Antrag 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens. (Nach § 559 der Straf- 
prozeßordnung findet die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges 
Urteil geſchloſſenen Verfahrens zugunſten eines Verurteilten u. a. 
dann ſtatt, wenn neue Tatſachen oder Beweismittel beigebracht 
werden, die die Freiſprechung des Angeklagten zu begründen geeignet 


64 — 


find.) Das Oberlandesgericht in Karlsruhe erachtete die Suläſſigkeit 
des Wiederaufnahmeantrages für gegeben und führte u. a. aus, das 
neue Urteil des Schwurgerichts in der fraglichen Angelegenheit ſei 
allerdings weder als eine neue Tatſache noch als ein neues Beweis⸗ 
mittel anzuſehen. Dies gelte auch für neue Sachverſtändigengutachten. 
Indeſſen können Fortſchritte der Wiſſenſchaft unbedingt neue Tat⸗ 
ſachen oder Beweismittel liefern, z. B. auf techniſchem Gebiet die 
Blutgruppenprobe, die Daktploſkopie, neue chemiſche Reaktionen 
uſw. Vorliegend ſei es nicht ausgeſchloſſen, daß ſich, wie der An⸗ 
geklagte behaupte, die Erkenntniſſe auf dem mediziniſch⸗pſpchologiſchen 
Gebiet in den letzten 15 Jahren grundlegend geändert haben und 
daß Sachverſtändige auf Grund der in Fachkreiſen als maßgebend 
onerkannten exakten Forſchungsergebniſſe gegenwärtig neue weſent⸗ 
lich ſtärkere Argumente gegen die unbedingte Glaubwürdigkeit junger 
Mädchen anführen können, als dies im Jahre 1912 der Fall ge- 
weſen ſei. Die Notwendigkeit der Zuläſſigkeit des Wiederaufnahme⸗ 
antrages und die Notwendigkeit der Beweisaufnahme erſcheine dem⸗ 
nach geboten. 

Wohlerworbene Rechte der Lehrer mit Kirchenamt. 
R. G. vom 1. Mai 1951 — 11. U 751/51. 18. 

Die Beſtimmungen des § 18 Abſ. 5 D.. G. verletzen die wohl⸗ 
erworbenen Rechte der Lehrer mit Kirchenamt und ſind daher rechts⸗ 
unwirkſam. 

(Die Entfcheiding findet ſich im Worlaut im „Schulrecht“, Beil. 
z. Preuß. Lehrerztg. 1951, Nr. 9. — Wir behalten uns eine Mit- 
teilung der umfangreichen Urteilsgründe vor.) 


Entſch. d. 


Verſchiedenes. 


Wer iſt bei der Beleidigung eines preuß iſchen Volksſchullehrers 
zur Stellung eines Strafantrags berechtigt? 

Die Beleidigung gehört zu den Dergehen, deren ſtrafrechtliche 
Verfolgung nur auf Antrag erfolgt. Im allgemeinen ſteht das An- 
tragsrecht nur dem Verletzten bzw. ſeinem geſetzlichen Vertreter zu. 
Wenn die Beleidigung gegen einen Beamten, während er in Aus- 
übung ſeines Berufs, begriffen iſt oder in Beziehung auf ſeinen 
Beruf begangen iſt, ſo hat außer dem verletzten Beamten auch deſſen 
Vorgeſetzter das Recht, ſelbſtändig den Strafantrag zu ſtellen. 

Ninſichtlich der preußiſchen Dolksſchullehrer iſt gelegentlich 
ſtreitig geworden, ob auch der Magiſtrat in dieſem Sinne als amt⸗ 
licher Vorgeſetzter anzuſehen iſt. In einer neueren Entſcheidung — 
Bd. 64 S. 557 der Entſch. des Reichsgerichts — hat dieſes höchſte 
Gericht zu dieſer Frage Stellung genommen. Es geht dabei davon 
aus, daß Dorgeſetzte eines Beamten die Behörden und Beamten 
ſind, die das Recht und die Pflicht haben, die Aufſicht über das 
amtliche Verhalten des Beamten auszuüben. Hinſichtlich der Volks⸗ 
ſchulehrer in Preußen iſt die Schulaufſichtsbehörde der Staat, der die 
Schulaufſicht durch die nachgeordneten Staatsbehörden (Regierung, 
Kreisfchulrat) ausüben läßt. Soweit bei den Gemeinden die 
äußeren Schulangelegenheiten, 3. B. die Dermögensangelegenheiten, 
in Betracht kommen, werden ſie von der ſtaatlichen Schulaufſicht nicht 
berührt, da es ſich um Gebiete handelt, die von dem amtlichen Der- 
halten der Lehrer nicht betroffen werden. Nach dem Volksſckulunter⸗ 
haltungsgeſetz wird die nach dem Geſetz vom 11. März 1872 den Ge⸗ 
meinden und ihren Organen vorbehaltene Teilnahme an der Schul⸗ 
aufſicht von den ſtädtiſchen Schuldeputationen ausgeübt, die aber, 
wie das RG. hervorhebt, dabei als Organe der Schulaufſicht, mithin 
des Staates und nicht der Stadtgemeinden, handeln. Deshalb hat 
das RG. den Schuldeputationen vor der Geltung des Schulunter⸗ 
haltungsgefees die Befugnis zuerkannt, Strafantrag bei Beleidi⸗ 
gung eines Lehrers zu ſtellen. Ob ſie auch jetzt noch dieſes Recht 
haben, ſteht nach Anſicht des Reichsgerichts dahin. Bejaht man dieſes 
Recht noch heute, ſo ſteht dem Magiſtrat aber nicht etwa deshalb 
die Befugnis zu, einen ſolchen Strafantrag zu ſtellen, weil die 
Schuldeputationen den Anordnungen des Magiſtrats Folge zu leiſten 
haben, Denn, wie das R G. ausführt, iſt aus diefer Tatſache nicht zu 
entnehmen, daß der Magiſtrat auch hinſichtlich der Schulaufſicht Vor⸗ 
geſetzter der Schuldeputation und damit zugleich der Lehrer iſt. Die 
Stellung eines Vorgeſetzten der Schuldeputation hat der Magiſtrat 
nur hinſichtlich der übrigen nach S 43 Abſ. 1, 2 des Schulunterhalt.» 
Geſetzes den Gemeinden zugewieſenen Aufgaben der Schulverwaltung. 
Auch das Oberverwalt.⸗Gericht hat ſich in einer älteren Entſchei⸗ 
dung auf den Standpunkt geſtellt, daß dem Magiſtrat kein Aufſichts⸗ 
recht über die Volksſchule zuſteht. 

Dr. jur. Borchardt, Berlin. 
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Fortbildungsſchulgeſetz in Tirol. Anfang Mai d. Is. haben die 
geſetzgebenden Hörperfchaften Tirols das Bundesgeſetz über 
die gewerblichen Fortbildungsſchulen in Tirol 
beſchloſſen; fo daß nunmehr in allen öſterreichiſchen Bundesländern 
das Fortbildungsſchulweſen geſetzlich geregelt worden iſt. Fort- 
bildungsſchulen ſind danach in Gemeinden mit mindeſtens 25 ſchul⸗ 
pflichtigen Lehrlingen, und zwar als fachliche Fortbildungsſchulen 
oder als allgemeine Schulen mit Fachabteilungen zu errichten. Beginn 
und Dauer des Unterrichts ſollen unter Berückſichtigung der örtlichen 
Derhältniffe nach Anhörung der Schulausſchüſſe vom Kandesfort- 
bildungsſchulrat beſtimmt werden. Der Landesfortbildungsſchulrat 
beſteht aus einem vom Landeshauptmann, zwei von der Landes- 
regierung, je einem von der Handels» und Arbeiterkammer, einem 
vom Gewerbegenofjenfchaftsverband und von den Lehrkräften ent- 
ſandten Vertreter ſowie den beiden Inſpektoren für gewerbliches und 
kaufmänniſches Fortbildungsſchulweſen. Die örtlichen Schulausſchüſſe 
beſtehen aus einem Gemeindevertreter, zwei Landesregierungs⸗ 
vertretern, dem Schulleiter, je einem Vertreter der Handels⸗ und 
Arbeiterkammer und einem Dertreter des Gewerbegenoſſenſchafts⸗ 
verbandes. Die Koften ſollen zu 50 v. J. vom Lande, 20 v. B. von 
den Gemeinden und 30 v. H. von den Gewerbetreibenden getragen 
werden. 


Die Badiſche Volksſchule. Im Verlag Boltze G. m. b. B., Marls⸗ 
ruhe, iſt das Werk „Die Badiſche Volksſchule“, eine 
Sammlung der für das Gebiet der Volksſchule einſchließlich der 
Unterrichtung und Erziehung der nichtvollſinnigen Kinder geltenden 
Landes⸗ und reichsgeſetzlichen Dorfchriften und Vollzugsbeſtimmungen 
mit ausführlichen Erläuterungen und einem Sachregiſter von 
Dr. F. Schmidt, vorm. Miniſterialdirektor im Miniſterium des 
Kultus und Unterrichts, kürzlich in zweiter neubearbeiteter Auflage 
erſchienen. (LXIV und 1088 Seiten. Preis gebunden 59 RM.) 
Auf das in der neuen Auflage erheblich erweiterte, zuſammenfaſſende 
Nachſchlagewerk, das ſich als ein Hilfsmittel für die Auslegung 
der Schulgeſetzgebung empfiehlt, mag hiermit hingewieſen ſein. 


Aus Jeitſchriften. 25 Jahre Schulunterhaltungsgeſetz (Muhr). 
Preuß. Lehrerztg. 1951, 90. — Geſchichtliches über die Lemgoer 
Schulen. Das Volksſchulgeſetz vom 11. Dez. 1849 (Fr. Sauerländer). 
Lippiſche Schulztg. 1951, 7. — Jugendgeſetzgebung — Schule — 
Lehrerſchaft (Leſemann). Preuß. Lehrerztg. 1951, 95. — Die ſtraf⸗ 
rechtliche Behandlung der „Halberwachſenen“ im künftigen Recht 
(Meſſerer). Leipz. Seitſchr. für Deutſches Recht 1951, 14. — 
Bemerkungen zu Art. 156 der R., insbeſondere bezüglich der 
Anſtellung der Lehrer (Armbruſter). Preuß. Volksſchularchiv 
1951, 4 — Die Anſtellungsurkunde des Beamten, insbeſondere des 
Kommunalbeamten (Cremerius). Bibliothek für Derwaltungsbeamte 
1951, 21. — Mittelbare und unmittelbare Staatsbeamte (Friedrich). 
Preuß. Volksſchularchiv 1951, 4. — Die rechtliche Beurteilung der 
Gehaltskürzungsvorſchriften der Notverordnung vom 5. Juni 1951 
(Dr. Daniels). Der Beamtenbund 1951, 46. — Reichsgericht und 
Gehaltskürzung (Daniels). Der Beamtenbund 1931, 58. — Sind die 
öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaften verpflichtet oder be⸗ 
rechtigt, den Notverordnungen des Reiches entſprechende Gehalts- 
kürzungen durchzuführen? (Lieſecke). Preuß. Lehrerztg 1951, 92. — 
Wohlerworbene Rechte der Beamten (Jahn). Keichsverwbl. und 
Preuß. Verwbl. 1951, 25. — Wohlerworbene Beamtenrechte und 
Gehaltskürzungen (Schmitt). Deutſche Juriſtenzeitung 1951, 14. — 
Die Anſprüche der zu Unrecht bei ihrer Derheiratung entlaſſenen 
Beamtinnen (Hertel). Kommunales Echo (Schwartzſche Vakanzen⸗ 
Zeitg.) 1951, 29. — Die Alters⸗ und Hinterbliebenenverforgung der 
Angeſtellten und Arbeiter und die Alters- und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung der Beamten (Jahn). Beamten⸗Jahrbuch 1951, 6/7. — 
Vom neuen Dienſtſtrafrecht (Ahrends). Beamten⸗Jahrbuch 1951, 7. — 
Beſteht ein Anweiſungsrecht des Staates gegenüber kommunalen 
Behörden bei Ausübung der ihnen übertragenen Difziplinar- 
befugnifje? (Loſchelder). Reichs verwbl. u. Preuß. Verwbl. 1951, 50. — 
Fur Gperationspflicht des Beamten (Dr. Schorn). Reichsverwal⸗ 
tungsblatt u. Preuß. Verwbl. 1951, 31. — Wie lange dauert die 
Pfändungsfreiheit von Gehalts⸗ uſw. Bezügen? (Appelius). Jur. 
Wochenſchrift 1951, 50.— Politiſche Beamtenpflichten nach der Diſzi⸗ 
plinarjudikatur (Klein). Die Juſtiz 1951, 8. — Wer iſt an ſtädtiſchen 
(höheren und mittleren) Schulen für die Entlaſſung der Lehrkräfte 
zuſtändig? (Friebe). Itſchr. für gemeindl. Schulverwaltung 1931, 5. 
— Nachzahlung von Angeſtelltenverſicherungsbeiträgen für einen 
diſziplinariſch entlaſſenen Beamten (Bents und Eylert). Reichs- 
verwaltungsblatt und Preuß. Verwaltungsblatt 1951, 21. 
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